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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2020/545 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 17. April 2020

iiber die Inanspruchnahme des Flexibilititsinstruments zur Finanzierung haushaltspolitischer
Sofortmafinahmen im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch und fiir eine Aufstockung bei
der Europiischen Staatsanwaltschaft

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag uiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem Européischen Parlament, dem Rat
und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche
Haushaltsfithrung ('), insbesondere auf Nummer 12,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Das Flexibilititsinstrument dient dazu, genau bestimmte Ausgaben zu finanzieren, die innerhalb der Obergrenzen
einer oder mehrerer Rubriken nicht getitigt werden konnen.

(2)  Die Obergrenze fuir den jahrlich fiir das Flexibilititsinstrument zur Verfiigung stehenden Betrag betrigt gemifs
Artikel 11 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates (3 600 000 000 EUR (zu Preisen von 2011)
und wird gegebenenfalls durch gemifl Absatz 1 Unterabsatz 2 des genannten Artikels zur Verfiigung gestellte
verfallene Betrige erhoht.

(3)  Zur Bewiltigung der im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch bestehenden Herausforderungen miissen
Betrige zur Verfiigung gestellt werden, damit so schnell wie maoglich geeignete Mafinahmen finanziert werden
koénnen. Zudem muss die notwendige Aufstockung bei der Europdischen Staatsanwaltschaft finanziert werden.

(4)  Nach Priifung aller Moglichkeiten einer Mittelumschichtung innerhalb der Ausgabenobergrenze der Rubrik 3
(Sicherheit und Unionsbiirgerschaft) ist es notwendig, das Flexibilititsinstrument zur Erginzung der verfiigbaren
Finanzmittel des Gesamthaushaltsplans der Union fiir das Haushaltsjahr 2020 iiber die Obergrenze der Rubrik 3
hinaus mit 73 300 000 EUR in Anspruch zu nehmen, um Sofortmafinahmen im Zusammenhang mit dem COVID-
19-Ausbruch zu finanzieren und eine Aufstockung bei der Europdischen Staatsanwaltschaft vorzunehmen.

(5)  Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils sollten die dieser Inanspruchnahme des Flexibilitétsinstruments
entsprechenden Mittel fiir Zahlungen iber zwei Haushaltsjahre verteilt zur Verfiigung gestellt werden.

(6)  Dieser Beschluss ist mit der Finanzierung gemafs dem Berichtigungshaushaltsplan Nr. 1 zum Gesamthaushaltsplan
der Europiischen Union fiir das Haushaltsjahr 2020 verkniipft. Um die Kohirenz mit diesem Berichtigungshaus-
haltplan zu gewahrleisten, sollte dieser Beschluss ab dem Tag seines Erlasses gelten —

() ABL C 373 vom 20.12.2013, S. 1.
(%) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 2013 zur Festlegung des mehrjdhrigen Finanzrahmens fiir die
Jahre 2014-2020 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 884).
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HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Union fur das Haushaltsjahr 2020 wird das Flexibilitatsinstrument in
Anspruch genommen, um 73 300 000 EUR an Mitteln fiir Verpflichtungen in die Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbiir-
gerschaft) einzustellen.

Dieser Betrag wird zur Finanzierung von Sofortmafinahmen im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch und fiir
eine Aufstockung bei der Europdischen Staatsanwaltschaft verwendet.

(2)  Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils werden die dieser Inanspruchnahme des Flexibilititsinstruments
entsprechenden Mittel fiir Zahlungen wie folgt geschitzt:

a) 43300000 EUR im Jahr 2020;
b) 30000000 EUR im Jahr 2021.

Die einzelnen Betrdge der Mittel fir Zahlungen fiir jedes Haushaltsjahr werden im Rahmen des jihrlichen Haushalts-
verfahrens genehmigt.

Artikel 2
Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Ver6ffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Er gilt ab dem 17. April 2020.

Geschehen zu Briissel am 17. April 2020.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Priisident Der Priisident
D. M. SASSOLI G. GRLIC RADMAN
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BESCHLUSS (EU) 2020/546 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 17. April 2020

iiber die Inanspruchnahme des Flexibilititsinstruments zur Finanzierung haushaltspolitischer
Sofortmainahmen im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem Européischen Parlament, dem Rat
und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche
Haushaltsfithrung ('), insbesondere auf Nummer 12,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Das Flexibilitatsinstrument dient dazu, genau bestimmte Ausgaben zu finanzieren, die innerhalb der Obergrenzen
einer oder mehrerer Rubriken nicht getitigt werden konnen.

(2)  Die Obergrenze fir den jihrlich fiur das Flexibilititsinstrument zur Verfiigung stehenden Betrag betrdgt gemifS
Artikel 11 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates (3 600 000 000 EUR (zu Preisen von 2011)
und wird gegebenenfalls durch gemidf Absatz 1 Unterabsatz 2 des genannten Artikels zur Verfigung gestellte
verfallene Betrige erhoht.

(3)  Zur Bewiltigung der im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch bestehenden Herausforderungen miissen
Betrige zur Verfugung gestellt werden, damit so schnell wie moglich geeignete Maffnahmen finanziert werden
konnen.

(4)  Nach Priffung aller Moglichkeiten einer Mittelumschichtung innerhalb der Ausgabenobergrenze der Rubrik 3
(Sicherheit und Unionsbiirgerschaft) ist es notwendig, das Flexibilitdtsinstrument zur Erginzung der verfiigbaren
Finanzmittel des Gesamthaushaltsplans der Union fiir das Haushaltsjahr 2020 tiber die Obergrenze der Rubrik 3
hinaus mit 243039 699 EUR in Anspruch zu nehmen, um Sofortmafnahmen im Zusammenhang mit dem
COVID-19-Ausbruch zu finanzieren. Dieser Betrag erginzt die im Zusammenhang mit dem Berichtigungshaus-
haltsplan Nr. 1 zum Gesamthaushaltsplan der Union fiir das Haushaltsjahr 2020 aus dem Flexibilitdtsinstrument in
Anspruch genommene Finanzierung.

(5)  Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils sollten die dieser Inanspruchnahme des Flexibilitatsinstruments
entsprechenden Mittel fiir Zahlungen iiber mehrere Haushaltsjahre verteilt zur Verfiigung gestellt werden.

(6)  Dieser Beschluss ist mit der Finanzierung gemaff dem Berichtigungshaushaltsplan Nr. 2 zum Gesamthaushaltsplan
der Union fiir das Haushaltsjahr 2020 verkniipft. Um die Kohirenz mit diesem Berichtigungshaushaltplan zu
gewdhrleisten, sollte dieser Beschluss ab dem Tag seines Erlasses gelten —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Union fur das Haushaltsjahr 2020 wird das Flexibilitdtsinstrument in
Anspruch genommen, um 243 039 699 EUR an Mitteln fiir Verpflichtungen in die Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbiir-
gerschaft) einzustellen.

Dieser Betrag wird zur Finanzierung von Sofortmafinahmen zur Bewiltigung der derzeitigen durch den COVID-19-
Ausbruch verursachten Gesundheitskrise in der Européischen Union verwendet.

() ABL C 373 vom 20.12.2013, S. 1.
(%) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 2013 zur Festlegung des mehrjdhrigen Finanzrahmens fiir die
Jahre 2014-2020 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 884).
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(2)  Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils werden die dieser Inanspruchnahme des Flexibilitatsinstruments
entsprechenden Mittel fuir Zahlungen wie folgt geschatzt:

a) 2020:123 950 247 EUR;
b) 2021:71453 672 EUR;
c) 2022:23817 890 EUR;
d) 2023:23817 890 EUR.

Artikel 2
Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Ver6ffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Er gilt ab dem 17. April 2020.

Geschehen zu Briissel am 17. April 2020.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Der Président
D. M. SASSOLI G. GRLIC RADMAN
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BESCHLUSS (EU) 2020/547 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 17. April 2020

iiber die Inanspruchnahme des Spielraums fiir unvorhergesehene Ausgaben im Jahr 2020 zur
Bereitstellung von Soforthilfe fiir die Mitgliedstaaten und zur weiteren Stirkung des
Katastrophenschutzverfahrens der Union/von rescEU zur Bewiltigung des COVID-19-Ausbruchs

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem Europiischen Parlament, dem Rat
und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche
Haushaltsfihrung (!), insbesondere auf Nummer 14,

auf Vorschlag der Europaischen Kommission,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Mit Artikel 13 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates () wurde ein Spielraum fiir
unvorhergesehene Ausgaben von bis zu 0,03 % des Bruttonationaleinkommens der Union eingerichtet.

(2)  Gemif Artikel 6 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates hat die Kommission den absoluten Betrag
dieses Spielraums fiir unvorhergesehene Ausgaben fiir 2020 (*) berechnet.

(3)  Nach Priifung aller anderen finanziellen Moglichkeiten zur Reaktion auf unvorhergesechene Umstinde innerhalb der
Obergrenze fiir Verpflichtungen der Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbiirgerschaft) des mehrjahrigen Finanzrahmens
(MFR) fur 2020 und in Anbetracht der Inanspruchnahme des Gesamtspielraums fir Mittel fur Verpflichtungen fiir
das Jahr 2020 in vollem Umfang (2 392 402 163 EUR) und der Inanspruchnahme des Flexibilitatsinstruments fiir
das Jahr 2020 in vollem Umfang (1 094 414 188 EUR) ist es erforderlich, den Spielraum fiir unvorhergesehene
Ausgaben in Anspruch zu nehmen, damit der Bedarf im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch gedeckt
werden kann; dazu werden die Mittel fiir Verpflichtungen im Gesamthaushaltsplan der Europdischen Union fiir das
Haushaltsjahr 2020 tiber die Obergrenze fir Verpflichtungen der Rubrik 3 des MFR hinaus aufgestockt.

(4)  Angesichts dieser aufSergewohnlichen Situation ist die Bedingung des ,letzten Mittels” gemafd Artikel 13 Absatz 1 der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 erfullt.

(5)  Dieser Beschluss ist mit der Finanzierung gemafl dem Berichtigungshaushaltsplan Nr. 2 zum Gesamthaushaltsplan
der Europiischen Union fiir das Haushaltsjahr 2020 verkniipft. Um die Kohirenz mit diesem Berichtigungshaus-
haltplan zu gewiahrleisten, sollte dieser Beschluss ab dem Tag seines Erlasses gelten —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Fir den Gesamthaushaltsplan der Union fiir das Haushaltsjahr 2020 wird der Spielraum fiir unvorhergesehene Ausgaben in
Anspruch genommen, damit tiber die Obergrenze fiir Verpflichtungen der Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbiirgerschaft) des
mehrjihrigen Finanzrahmens hinaus Mittel fiir Verpflichtungen in Hohe von 714 558 138 EUR bereitgestellt werden
konnen.

Artikel 2

Der in Artikel 1 genannte Gesamtbetrag von 714 558 138 EUR wird gegen den Spielraum im Rahmen der Obergrenze fiir
Verpflichtungen der Rubrik 5 (Verwaltung) des mehrjdhrigen Finanzrahmens fiir das Haushaltsjahr 2020 aufgerechnet.

() ABL C 373 vom 20.12.2013, S. 1.

() Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 2013 zur Festlegung des mehrjihrigen Finanzrahmens fiir die
Jahre 2014-2020 (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 884).

() Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europdische Parlament vom 15. Mai 2019: Technische Anpassung des Finanzrahmens
an die Entwicklung des Bruttonationaleinkommens fiir das Haushaltsjahr 2020 (COM(2019) 310).
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Artikel 3
Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Ver6ffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Er gilt ab dem 17. April 2020.

Geschehen zu Briissel am 17. April 2020.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Der Prisident
D. M. SASSOLI G. GRLIC RADMAN







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

|
Amt fur Veroffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Beschluss (EU) 2020/545 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2020 über die Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments zur Finanzierung haushaltspolitischer Sofortmaßnahmen im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch und für eine Aufstockung bei der Europäischen Staatsanwaltschaft 
	Beschluss (EU) 2020/546 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2020 über die Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments zur Finanzierung haushaltspolitischer Sofortmaßnahmen im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch 
	Beschluss (EU) 2020/547 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2020 über die Inanspruchnahme des Spielraums für unvorhergesehene Ausgaben im Jahr 2020 zur Bereitstellung von Soforthilfe für die Mitgliedstaaten und zur weiteren Stärkung des Katastrophenschutzverfahrens der Union/von rescEU zur Bewältigung des COVID-19-Ausbruchs 

